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1 Vorbemerkungen 

1.1 Ziele und Inhalte der Planung 

In der Landeshauptstadt Magdeburg soll der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 353-3.1 „Hal-
berstädter Chaussee 5“ aufgestellt werden. Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Ottersleben der 
Landeshauptstadt Magdeburg westlich der Halberstädter Chaussee.  
Der Geltungsbereich des genannten Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von ca. 0,7 ha. 
 
Anlass für die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sind bestehende benachbarte 
Nutzungen mit unterschiedlichem Schutzanspruch und Störgrad, sodass diese Situation einer städte-
baulichen Regelung bedarf. 
 
Das zu beplanende Gebiet befindet sich überwiegend in Nutzung der Firma Benecke Erdbau, die ei-
nen Zwischenlager- und Containerplatz betreibt. Hier werden Baustoffe sortiert und zwischengelagert 
sowie Container und der zugehörige Maschinen- und Fuhrpark abgestellt. 
Auf dem Flurstück 525 / 97 befindet sich ein Wohnhaus. Das Grundstück ist nicht an die öffentliche 
Erschließung angebunden und kann nur über private Grundstücke erreicht werden. Es sind entspre-
chende Regelungen zu treffen, um die Erschließung des Wohngrundstücks zu sichern. 
 
Durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans soll vor allem das verträgliche Ne-
beneinander der bestehenden Nutzungen durch die Neuordnung der Betriebsflächen geregelt werden. 
Dadurch werden auch die Voraussetzungen für die Investitions- und Standortsicherung und damit für 
die erforderliche die Entwicklung des Unternehmens, verbunden mit der Erhaltung von Arbeitsplätzen, 
geschaffen.  
Gleichzeitig wird dem Schutz der bestehenden Wohnnutzung im Gebiet Rechnung getragen. 
 

1.2 Erforderlichkeit der Bauleitplanung 

Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Ge-
meinde nach Maßgabe des Baugesetzbuches vorzubereiten und zu leiten (§ 1 Abs. 1 BauGB). Bau-
leitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) und der Bebauungsplan (verbind-
licher Bauleitplan) (§ 1 Abs. 2 BauGB).  
 
Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl der Allge-
meinheit entsprechende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten und dazu beitragen, eine men-
schenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwi-
ckeln. Der Bebauungsplan enthält die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die städtebauliche Ord-
nung (§ 8 Abs. 1 Satz 1 BauGB). Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und priva-
ten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 6 BauGB). 
 
Für die das Projekt betreffende Flächen liegt kein rechtskräftiger Bebauungsplan vor. Die baupla-
nungsrechtliche Beurteilung erfolgt gemäß § 35 BauGB.  
 
Bauleitpläne sind von der Gemeinde in eigener Verantwortung aufzustellen (§ 2 Abs. 1 BauGB), so-
bald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist 
(§ 1 Abs. 3 BauGB).  
 
Die Aufstellung eines Bebauungsplanes ist im vorliegenden Fall aufgrund der Benachbarung von Nut-
zungen mit unterschiedlichem Stör- und Empfindlichkeitsgrad geboten. So kann die erforderliche städ-
tebauliche Ordnung hergestellt und die Grundlage für weitere baurechtliche Entscheidungen geschaf-
fen werden.  
 
Der Bebauungsplan dient damit dem Eintreten nicht beabsichtigter städtebaulicher Entwicklungen in 
seinem Geltungsbereich und schafft die Voraussetzungen für die Verträglichkeit unterschiedlicher Nut-
zungen. 
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1.3 Rechtliche Grundlagen und übergeordnete Planungen 

• Raumordnung und Landesentwicklung 
Ausführungen zu den Vorgaben der Raumordnung, Landes- und Regionalplanung sind im Kap. 3.1 
ersichtlich. 
 

• Rechtliche Grundlagen der Bauleitplanung 
- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548). 
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke / Baunutzungsverordnung (BauNVO) in 

der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
11.06.2013 (BGBl. I S. 1548). 

- Verordnung über die Ausarbeitung von Bauleitplänen und die Darstellung des Planinhalts / Plan-
zeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) in der Fassung vom 18.12.1990, zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509). 

 

Fachgesetze und Verordnungen 

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) v. 
29.07.2009 BGBl. I S. 2542; Geltung ab 01.03.2010, zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes 
vom 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95). 

- Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) vom 10. Dezember 2010 (GVBl. 
LSA Nr. 27/2010 S. 569). 

- Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG i. d. F. d. Bek. vom 17. Mai 2013 (BGBI. I S. 1274), 
zuletzt geändert am 02. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) und BImSch-Verordnungen. 

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBI. I S. 502),, zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 30 des Ge-
setzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212). 

- Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 21. Oktober 1991 (GVBI. LSA S. 368),, zu-
letzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2005 (GVBI. LSA S. 769). 

- Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 4 Abs. 76 des Gesetzes vom 07. August 2013 
(BGBl. I S. 3154) 

- Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16. März 2011 (GVBl. LSA Nr. 8/2011 
S. 492), ausgegeben am 31.03.2013. 

- Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung 
von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212), zuletzt 
geändert durch § 44 Abs. 4 des Gesetzes vom 22. Mai 2013 (BGBI. I S. 1324). 

 

Sonstige Vorgaben 

- Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Magdeburg, 2004. 
- Satzung zum Schutz des Baumbestandes, der Großsträucher und Klettergehölze als geschützter 

Landschaftsbestandteil in der Landeshauptstadt Magdeburg - Baumschutzsatzung – 2009. 
- DIN 18005 - Schallschutz im Städtebau (Juli 2002). 
- DIN 4109 – Schallschutz im Hochbau (November 1989) 
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1.4 Plangrundlagen und Ausarbeitung der Planung 

Planzeichnung 

Der Bebauungsplan wurde auf der Grundlage eines amtlich vermessenen Lageplanes mit Stand 2009 
erarbeitet. Der Plan enthält sowohl die Topografie und oberirdische Nutzungen einschließlich der bau-
lichen Anlagen sowie das Kataster. 
 
Die Plangrundlage wurde vom Vermessungsbüro Förster (ÖBVI), Berliner Chaussee 106 – 112 in 
39114 Magdeburg erstellt. 
Auf dieser Basis wurde die Planzeichnung des Bebauungsplans erarbeitet.  
Der Bebauungsplan enthält  
 
- den Teil A: Planzeichnung, Maßstab 1 : 1.000 mit der Planlegende, 
- den Teil B: Textliche Festsetzungen mit Hinweisen, 
- die Verfahrensvermerke, sowie 
- die Übersichtskarte zur Lage des Plangebietes, Maßstab 1:10.000. 
 

Übersichtslageplan 

Die Darstellung des Übersichtslageplanes erfolgte auf der Grundlage der Topografischen Karte TK 10. 
 
Gemäß § 13 Abs. 5 und § 10 Abs. 3 LVermGeo LSA dürfen Auszüge aus dem Liegenschaftskataster 
und aus den Nachweisen der Landesvermessung nur mit Erlaubnis des Landesamtes für Vermessung 
und Geoinformation des Landes Sachsen – Anhalt vervielfältigt und verbreitet werden. 
 

Vervielfältigungserlaubnis 

Im Rahmen des Geoleistungspaketes für kommunale Gebietskörperschaften (Geo-KGk), das zwi-
schen dem LVermGeo und der Stadt Magdeburg vereinbart wurde, ist die Vervielfältigungserlaubnis 
mit der Erlaubnisnummer A 18 / 1 – 10 159 / 09 erteilt. 
 
Ein entsprechender Vermerk wurde auf dem Plan angebracht 
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1.5 Aufstellungsverfahren  

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist ein mehrstufiger, gesetzlich vorgeschriebener Planungspro-
zess aus planerischer Arbeit, politischer Diskussion und Entscheidung, Beteiligung verschiedener Be-
hörden und anderer Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit. Die Landeshauptstadt Mag-
deburg übt ihre Planungshoheit und Entscheidungsgewalt als Träger des Bauleitplanverfahrens aus. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 353-3.1 „Halberstädter Chaussee 5“ soll im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt werden.  
Die zulässige Grundfläche gem. § 19 Abs. 2 BauNVO beträgt mit ca. 0,7 ha weniger als 2 ha. Insofern 
ist der § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB anzuwenden.  
Für Bebauungspläne der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB kann das beschleunigte Verfahren 
angewendet werden. 
 
Obwohl das Plangebiet bereits weitgehend baulich genutzt wird, ist es dem baurechtlichen Außenbe-
reich gem. § 35 BauGB zuzuordnen. Für die bestehenden benachbarten Nutzungen mit unterschiedli-
chen Empfindlichkeits- und Störgrad besteht jedoch Regelungsbedarf. Über die Aufstellung eines Be-
bauungsplanes sind daher die entgegenstehenden Belange zu prüfen und Festsetzungen zur Reglung 
der Verträglichkeit zu treffen. 
Die bauleitplanerische Regelung bestehender Nutzungen stellt als Nachverdichtung der vorhandenen 
Bebauung einen klassischen Fall der Innenentwicklung dar.  
 
Im vereinfachten Verfahren wird nach § 13 Abs. 3 BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, 
dem Umweltbericht nach § 2a, der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener In-
formationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 
4 sowie der Anwendung der Vorschriften zur Überwachung nach § 4c abgesehen. 
 
Im vereinfachten Verfahren kann ebenfalls auf die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. 
§ 3 Abs. 1 BauGB und die frühzeitige Beteiligung der Behörden und TÖB gem. § 4 Abs. 1 BauGB ver-
zichtet werden. 
 
Die betroffenen Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 12.06.2012 und 
der Zusendung des Entwurfs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans vom März 2012 zur Abgabe 
einer Stellungnahme aufgefordert. Die eingegangenen Stellungnahmen wurden im Rahmen der Aus-
arbeitung des geänderten Entwurfs vom April 2013 berücksichtigt, mit dem die Öffentlichkeit sowie die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erneut beteiligt wurden. Nach sachgerechter Ab-
wägung der eingegangenen Stellungnahmen wurde die Satzung erstellt. 
 
In der folgenden Tabelle ist der Verfahrensablauf bis zum derzeitigen Verfahrensstand dargestellt: 
 
Verfahrensschritte Durchführung 

Aufstellungsbeschluss 25.02.2010 

Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
(§ 13 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB) 

mit Schreiben vom 
12.06.2012 

Billigung des Entwurfs und Beschluss zur öffentlichen Auslegung 10.10.2013 

Bekanntmachung des Auslegungsbeschlusses (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB) 25.10.2013 

Öffentliche Auslegung (Entwurf) (§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB) 06.11.2013 bis 06.12.2013 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
(§ 4 Abs. 2 BauGB) 

mit Schreiben vom 
04.11.2013 

Abwägung, Abwägungsbeschluss (§ 3 Abs. 2 Satz 4 und § 4 Abs. 3 BauGB)  

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB)  
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2 Plangebiet 

2.1 Lage, Größe und räumlicher Geltungsbereich 

Das Plangebiet des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 353-3.1 „Halberstädter Chaussee 5“ 
befindet sich im Südwesten der Landeshauptstadt Magdeburg im Stadtteil Ottersleben westlich der 
Halberstädter Chaussee.  
Der Geltungsbereich wird wie folgt umgrenzt: 
 
- im Norden von der nördlichen Grenze des Flurstücks 97 / 5  
- im Osten von der östlichen Grenze der Flurstücke 97 / 5 und 94 / 2 über die nördliche sowie östli-

che Grenze des Flurstücks 105 
- im Süden von der südlichen Grenze des Flurstücks 10362 und deren Verlängerung nach Osten bis 

zum Schnittpunkt mit der östlichen Grenze des Flurstücks 105 
- im Westen von der westlichen Grenze des Flurstücks 10362, einem Teil der südlichen Grenze des 

Flurstücks 525 / 97, der Süd- und Westgrenze des Flurstücks 526 / 97 und der Westgrenze des 
Flurstücks 97 / 5 

 
Alle genannten Flurstücke liegen in der Flur 606 der Gemarkung Magdeburg. 
Die Gesamtfläche des Geltungsbereiches beträgt ca. 0,7 ha. 
 

2.2 Bestand und Nutzungen 

Die Flächen auf den Flurstücken 526 / 97, 527 / 97, 10362 und 97 / 5 werden von der Firma Benecke 
Erdbau vollständig zu unternehmenseigenen Zwecken gewerblich genutzt. Hier befinden sich Lager-
flächen für Erd- und Baustoffe, Stellflächen für Fahrzeuge und die dazugehörigen Fahr- und Bewe-
gungsflächen sowie genutzte und ungenutzte, teilweise sanierungsbedürftige Gebäude und bauliche 
Anlagen. Es besteht Neuordnungs- und Investitionsbedarf. 
 
Auf dem Flurstück 525 / 97 befindet sich ein Wohnhaus mit Nebenanlagen. Die Zuwegung und Er-
schließung ist nur über die o.g. nicht öffentlichen Grundstücke möglich.  
 
 

2.3 Angrenzende Nutzungen 

Östlich des Plangebietes befinden sich Unlandflächen, die teilweise durch Wegeverbindungen und 
Lagerflächen mit genutzt werden. Im Süden grenzen Kleingärten an. Westlich und nördlich des Gel-
tungsbereichs befinden sich landwirtschaftliche Nutzflächen. 
 
 

2.4 Grundstücks- und Eigentumsverhältnisse 

Die innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befindlichen Flurstücke sind in der Plan-
zeichnung ersichtlich. Alle Flurstücke befinden sich in der Gemarkung Magdeburg, Flur 606. 
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Im Plangebiet liegen derzeit folgende Grundstücks- und Eigentumsverhältnisse vor: 
 

Flur-
stück 

Fläche 
in m² 

Eigentümer Nutzungsart* 

105 3.680** Stadt Magdeburg Verkehrsfläche 

94 / 2 873** Stadt Magdeburg Verkehrsfläche 

97 / 5 1.740 privat (an den Vorhabenträger verpachtet) Handel- und Dienstleistungsfläche 

525 / 97 660 privat Mischnutzung mit Wohnen 

526 / 97 252 privat (Vorhabenträger) Mischnutzung mit Wohnen 

527 / 97 963 privat (Vorhabenträger) Handel- und Dienstleistungsfläche 

10362 2.999 privat (an den Vorhabenträger verpachtet) Handel- und Dienstleistungsfläche / Wohn- 
und Betriebsfläche für Land- u. Forstwirtschaft 

* Lt. Liegenschaftsbuch  ** nur anteilige Fläche im Geltungsbereich 

 

2.5 Baugrundverhältnisse 

2.5.1 Baugrund 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt kein Baugrundgutachten vor. 
 
Baugrunduntersuchungen sind im Falle von Bauvorhaben vorhabenskonkret vom Bauherren durchzu-
führen. Entsprechende Hinweise des Baugrundgutachters (Tragfähigkeit, Frostempfindlichkeit und 
Versickerungsfähigkeit des Bodens, gründungstechnische Empfehlungen, Bodenaustausch, Entsor-
gungshinweise, Vorgaben zur Baugrubensicherung und Wasserhaltung sowie Entwässerungsmaß-
nahmen) sind im Rahmen der Objektplanung zu berücksichtigen. 
 

2.5.2 Grundwasser 
Aussagen zum Grundwasser liegen ebenfalls nicht vor. Für die bestehenden bzw. beabsichtigten Nut-
zungen im Gebiet sind diese auch nicht relevant. 
 

2.5.3 Versickerung von Niederschlagswasser 
Grundsätzlich gilt nach § 55 Wasserhaushaltgesetz der Vorrang, anfallendes Niederschlagswasser in 
geeigneten Fällen auf den Grundstücken zu versickern. Die Entsorgungspflicht ergibt sich aus § 78 
Abs. 3 Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt.  
 
Dafür muss der Boden unterhalb möglicher Versickerungsanlagen genügend wasserdurchlässig sein, 
der Mindestabstand zum mittleren höchsten Grundwasserstand gem. DWA - A 138 muss eingehalten 
werden und es dürfen keine Schadstoffe in das Grundwasser gelangen können. Darüber hinaus dür-
fen sich im hydraulischen Einflussbereich von Versickerungsanlagen keine Verunreinigungen wie z.B. 
Altlasten befinden. 
 
Nach Arbeitsblatt DWA - A 138 sind Böden mit Durchlässigkeitsbeiwerten zwischen 1*10-3 m/s und 
1*10-6 m/s und einem Mindestabstand zwischen Versickerungsoberfläche und höchstem zu erwarten-
den Grundwasserstand von 1,0 bis 1,5 m für die Versickerung geeignet. 
 
Die vorhandenen Geländehöhen im Geltungsbereich liegen zwischen 84,3 m und 84,6 m NHN.  
Angaben zum höchsten zu erwartenden Grundwasserstand liegen nicht vor. 
 
Die geplanten Nutzungen finden auf den Flächen des Bebauungsplanes bereits statt. Das Nieder-
schlagswasser wird jetzt und auch zukünftig auf dem Grundstück versickert. Sollten Versickerungsan-
lagen errichtet werden, sind diese so anzulegen, dass die Versickerung der Niederschlagsabflüsse 
der befestigten Flächen durch bewachsene Oberbodenpassagen erfolgen. 
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3 Planungsvorgaben und städtebauliche Situation 

3.1 Vorgaben der Raumordnung und Landesplanung 

Die Inhalte des vorhabenbezogenen Bebauungsplans  Nr. 353-3.1 „Halberstädter Chaussee 5“ in der 
Landeshauptstadt Magdeburg sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung anzu-
passen. Folgende Unterlagen sind als Vorgaben und Zielstellungen der Raumordnung, Landes- und 
Regionalplanung in der vorliegenden Planung zu berücksichtigen: 

Landesentwicklungsplan 

Es gelten die Zielstellungen des Landesentwicklungsplanes für das Land Sachsen – Anhalt 2010 (LEP 
LSA 2010) vom 11.03.2011 (GVBl. LSA Nr. 6/2011, S.161). Die Zielstellungen des Landsentwick-
lungsplanes wurden für die Planungsregion Magdeburg raumordnerisch in einem Regionalen Entwick-
lungsplan gem. § 7 LPlG präzisiert. 
 
Nachfolgend werden die für die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 353-3.1 
„Halberstädter Chaussee 5“ relevanten Ziele und Vorgaben aufgeführt, die im Regionalen Entwick-
lungsplan festgelegt sind. Der Regionale Entwicklungsplan berücksichtigt die Ziele des übergeordne-
ten Landesentwicklungsplanes und stellt für die vorliegende Planung den größten Konkretisierungs-
grad der Raumordnung und Landesplanung dar. 

Regionalplan 

Der Untersuchungsbereich gehört zum Plangebiet der Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg, 
die gemäß Landesplanungsgesetz des Landes Sachsen – Anhalt die Belange der Regionalplanung 
vertritt. Anzuwenden ist der Regionale Entwicklungsplan für die Planungsregion Magdeburg (REP 
MD) 2006. 
 
Im zentralörtlichen System ist die Landeshauptstadt Magdeburg als Oberzentrum mit dem zugehöri-
gem Verdichtungsraum sowie dem ländlichen Raum mit den darin enthaltenen Mittel- und Grundzent-
ren eingestuft (LEP-LSA 2010, Z 36 und REP MD 5.2.15 Z).  
 
„Oberzentren sind als Standorte hochwertiger spezialisierter Einrichtungen im wirtschaftlichen, kultu-
rellen, sozialen, wissenschaftlichen und politischen Bereich mit überregionaler und zum Teil landes-
weiter Bedeutung zu sichern und zu entwickeln. Mit ihren Agglomerationsvorteilen sollen sie sich auf 
die Entwicklung der gesamten Teilräume nachhaltig auswirken. Sie sollen darüber hinaus als Ver-
knüpfungspunkte zwischen großräumigen und regionalen Verkehrssystemen wirken.“ (LEP-LSA 2010 
Z 33 und REP MD, 5.2.5 Z) 
 
Die Möglichkeit der Einhaltung folgender insbesondere relevanten Ziele und Grundsätze der Raum-
ordnung wurde im Vorfeld geprüft: 
- Förderung der gewerblichen Wirtschaft in ihrer regionalen und sektoralen Struktur, so dass die 

Wirtschaftskraft des Landes unter besonderer Berücksichtigung kleiner und mittlerer Betriebe 
durch die Erhöhung der Produktivität, der Innovationsaktivität und durch die Erweiterung zukunfts-
orientierter Bereiche der Wirtschaft entwickelt wird (LEP LSA 2010, Z 53) 

- Verbesserung der Wirtschaftskraft der Region, Entwicklung einer breit gefächerten Branchenstruk-
tur, Überwindung der Beschäftigungs- und Strukturprobleme, Vermeidung einer weiteren Zersiede-
lung der Landschaft (REP MD 6.7.1)  

- Vor Neuversiegelung von Flächen ist zu prüfen, ob bereits versiegelte Flächen für die Ansiedlung 
von Industrie und Gewerbe genutzt werden können. (REP MD 5.2.13 Z) 

 
Durch die Überplanung bereits gewerblich genutzter, teilweise brach liegender Flächen, die verkehrs- 
und versorgungstechnisch überwiegend erschlossen sind und aufgrund ihrer Lage im unmittelbaren 
Stadtrandbereich an den Innenbereich direkt angebunden sind, wird die Inanspruchnahme von sied-
lungsfernen Außenbereichsflächen im Sinne einer Zersiedelung der Landschaft vermieden und eine 
bedarfsgerechte und angemessene Weiternutzung am Standort gesichert. 
 
Aufgrund seiner Lage und Größe ist nicht zu erwarten, dass der vorliegende Bebauungsplan raum-
bedeutsam im Sinne von raumbeanspruchend und raumbeeinflussend wäre. Die Inhalte des Bebau-
ungsplanes gehen mit den Vorgaben der Raumordnung und der Landesplanung konform. 
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3.2 Sonstige städtebauliche Planungen 

Das Bauleitplanverfahren ist zweistufig aufgebaut (§ 1 Abs. 2 BauGB). Das Baugesetzbuch unter-
scheidet zwischen dem Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) und Bebauungsplan (ver-
bindlicher Bauleitplan). Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln 
(§ 8 Abs. 2 BauGB). 
 

3.2.1 Vorbereitende Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) 
Die Landeshauptstadt Magdeburg verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan (2004). 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 353-3.1 „Halberstädter Chaussee 
5“ ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Magdeburg als gemischte Baufläche 
dargestellt. Das Umfeld bilden im Norden und Osten gemischte Bauflächen, im Süden Kleingärten und 
im Westen landwirtschaftliche Flächen. 
 
Der Flächennutzungsplan ist nicht parzellenscharf. Es werden Bauflächen, keine Baugebiete ausge-
wiesen. Aufgrund der Beschränkung des Flächennutzungsplanes auf die Grundzüge der Planung und 
seiner demzufolge stärkeren Generalisierung können im Bebauungsplan abweichende Festsetzungen 
entwickelt werden, solange die Funktion und Wertigkeit der im Flächennutzungsplan dargestellten 
Flächen im städtebaulichen Gefüge der engeren Umgebung trotz der Abweichung erhalten bleibt. Das 
ist mit der Ausweisung einer Mischgebietsfläche und eingeschränkter Gewerbegebietsflächen der Fall. 
 
Die Planungsabsicht des o.g. Bebauungsplanes entspricht damit § 8 (2) Satz 1 BauGB. Dem Entwick-
lungsgebot wird vollständig Rechnung getragen. 
 

3.2.2 Verbindliche Bauleitplanung 
Für das Plangebiet selbst liegt keine verbindliche Bauleitplanung vor.  
Der Geltungsbereich wird derzeit nach § 35 BauGB bewertet. 
 

3.3 Vorgaben von Fachplanungen und sonstige Planungen 

Weitere für die Aufstellung des Bebauungsplanes relevante Fachplanungen und sonstige Planungen 
sind derzeit nicht bekannt. 
 
 

3.4 Schutzausweisungen und Baubeschränkungen 

3.4.1 Schutzgebiete und Schutzausweisungen 
• Schutzausweisungen gem. Naturschutzgesetz 
Schutzausweisungen gemäß Bundesnaturschutzgesetz bzw. Naturschutzgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt sind nicht betroffen. 
 

• Gehölzschutz 
Innerhalb von Bauflächen oder im Geltungsbereich von Bebauungsplänen ist die Baumschutzsatzung 
der Stadt Magdeburg1 anzuwenden. Entsprechende Fällanträge sind zu stellen. Auf dieser Grundlage 
wird der erforderliche Ausgleich /Ersatz verordnet. Im Geltungsbereich ist ein Baum betroffen. 
 

                                                      
1 Satzung zum Schutz des Baumbestandes, der Großsträucher und Klettergehölze als geschützter Landschaftsbestandteil in 

der Landeshauptstadt Magdeburg - Baumschutzsatzung – 2009. 
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• Schutzausweisungen gem. Wassergesetz 

Trinkwasserschutzgebiete 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet. 

Überschwemmungs-/ Hochwasserschutzgebiete 

Betroffenheiten durch ausgewiesene Überschwemmungs-/ Hochwasserschutzgebiete liegen nicht vor. 

Oberflächengewässer 

Oberflächengewässer werden vom Plangebiet nicht berührt.  
 

• Schutzausweisungen gem. Waldgesetz 
Flächen, die dem Waldgesetz des Landes Sachsen-Anhalt unterliegen, sind nicht betroffen. 
 

• Schutzausweisungen gem. Denkmalschutzgesetz 

Archäologische Denkmale 

Archäologische Denkmale im Plangebiet sind derzeit nicht bekannt. Unabhängig davon sind die Vor-
gaben des DenkmSchG LSA einzuhalten.  

Bau- und Kunstdenkmale 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Bau- oder Kulturdenkmale. 
 
 

3.4.2 Bau- und Nutzungsbeschränkungen 
• Straßenverkehr 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerorts, daher sind Anbauverbote und Anbaube-
schränkungen gem. § 24 StrG LSA nicht zu berücksichtigen.  
 

• Schienenverkehr 
Von Bahntrassen gehen keine Bau- oder Nutzungsbeschränkungen auf das Plangebiet aus. 
 

• Flugverkehr 
Bau- oder Nutzungsbeschränkungen aufgrund von Flugverkehr können nicht abgeleitet werden. 
 

• Richtfunkstrecken 
Zu berücksichtigende Richtfunkstrecken sind derzeit nicht bekannt. 
 

• Bergrecht 
Aus Sicht des Bergrechtes bestehen keine Bau- oder Nutzungsbeschränkungen. 
 

• Wald 
Das Plangebiet wird von Bau- oder Nutzungsbeschränkungen gemäß Feld- und Forstordnungsgesetz 
des Landes Sachsen - Anhalt nicht berührt. 
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4 Städtebauliches Konzept und geplante bauliche Nutzungen 

4.1 Bebauungskonzept 

Seitens der Firma Benecke Erdbau sollen auf den Grundstücken eine logistisch sinnvolle und effektive 
innerbetriebliche Ordnung der einzelnen Nutzungen verbunden mit der Herrichtung der Flächen her-
gestellt werden, sobald durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan die erforderliche Investitions-
sicherheit gegeben ist. Für den ordnungsgemäßen Weiterbetrieb wurde ein Nutzungskonzept erstellt, 
das die Verteilung und Anordnung der einzelnen innerbetrieblichen Nutzungen innerhalb des Gel-
tungsbereiches beinhaltet. Das Konzept entspricht den logistischen innerbetrieblichen Anforderungen 
unter Berücksichtigung möglichst großer Abstände und abschirmender Anlagen zu der sensiblen 
Wohnnutzung im Mischgebiet. 
 
Zu diesem Nutzungskonzept wurde ein schalltechnisches Gutachten2 erarbeitet, in dessen Ergebnis 
die gewerblich zu nutzende Fläche in die eingeschränkten Gewerbegebietsflächen in die GEe 1, 2, 3 
und 4 differenziert und den Teilflächen entsprechende immissionswirksame flächenbezogene Schall-
leistungspegel zugewiesen wurden. 
 
Die eingeschränkten Gewerbegebietsflächen werden hinsichtlich der zulässigen Lärmemissionen ein-
geschränkt, um das Störpotenzial der bestehenden und geplanten Nutzungen zum Schutz der stör-
empfindlichen Nutzungen in der Nachbarschaft (Wohnnutzungen im Mischgebiet) so zu reduzieren, 
dass die Einhaltung der schalltechnischen Orientierungswerte gem. DIN 18005 gesichert werden kann 
(siehe auch Kap. 9.2).  
 

4.2 Art der baulichen Nutzung 

4.2.1 Mischgebiete (§ 6 BauNVO) 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird ein Mischgebiet MI festgesetzt. Mischgebiete dienen 
dem Wohnen und der Unterbringung von das Wohnen nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben. 
 
Innerhalb des Mischgebiets befindet sich auf dem Flurstück 525 / 97 ein Wohnhaus und weitere, nicht 
dem Wohnen dienende Nebengebäude. Zukünftig soll die bestehende Wohnnutzung weiterhin gesi-
chert werden. Die Gebäude und Nebenanlagen auf den Flurstücken 526 / 97 und 527 / 97 stehen für 
weitere nicht störende gewerbliche Nutzungen (z.B. Büro und Verwaltung, Lager) zur Verfügung. 
 
Die folgenden in Mischgebieten allgemein zulässigen Nutzungen gem. § 6 Absatz 2 BauNVO: 
 
- Einzelhandelsbetriebe, Schank-, Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
- Anlagen für Verwaltungen sowie kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche, sportliche Zwecke 
- Gartenbaubetriebe 
- Tankstellen 
- Vergnügungsstätten i.S.d. § 4a Absatz 3 Nr. 2 BauNVO 
 
und die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 6 Absatz  3 BauNVO: 
- Vergnügungsstätten i.S.d. § 4a Absatz 3 Nr. 2 BauNVO 
 
werden gem. § 1 Absatz 5 und 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes, da sie nicht 
den geplanten Nutzungen auf den Flächen und damit nicht den städtebaulichen Zielstellungen ent-
sprechen.  
 

                                                      
2 Ingenieurbüro für Schallschutz GmbH Magdeburg: Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Nr. 353-3.1 „Halberstädter Chaussee 5“ der Stadt Magdeburg, 08.11.2011. 
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4.2.2 Gewerbegebiete (§ 8 BauNVO) 
Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 353-3.1 werden als Teilflächen die 
eingeschränkten Gewerbegebiete GEe 1, GEe 2, GEe 3 und GEe 4 ausgewiesen. Gewerbegebiete 
dienen gem. § 8 Abs. 1 BauNVO vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden 
Gewerbebetrieben. Einschränkungen werden im vorliegenden Bebauungsplan hinsichtlich der zuläs-
sigen Schallemissionen getroffen. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden eingeschränkte Gewerbegebietsflächen für die 
Einrichtung und den Betrieb eines Zwischenlager- und Containerplatzes für Baureststoffe und Materia-
lien aus dem Erdbau ausgewiesen. Im Einzelnen sind folgende Nutzungen geplant: 
 

GEe 1: Betriebsleitung, Annahme 

Das Flurstück 527 / 97 befindet sich im Eigentum des Vorhabenträgers. Hier wird die Zufahrt zum Be-
triebsgelände angeordnet, über die sowohl die anderen Teilflächen der eingeschränkten Gewerbege-
biete GEe 2, 3 und 4 als auch die Mischgebietsflächen erreichbar sind.  
Innerhalb der Mischgebietsfläche, aber zugänglich und der Firma Benecke Erdbau zugehörig, werden 
Garagen- und Bürocontainer aufgestellt, die gleichzeitig die Funktion einer visuellen und akustischen 
Abschirmung zwischen den gewerblichen und Wohnnutzungen erfüllen (siehe auch Kap. 9.2).  
Weiterhin wird ein Carport für die Betriebsfahrzeuge (PKW, Kleintransporter) errichtet. Das Flurstück 
beherbergt somit die Gebäude und Einrichtungen für die Betriebsleitung und Annahme der Erd- und 
Baustoffe sowie den Fuhrpark. 
 

GEe 2: Fahrzeug- und Containerstellplatz 

Innerhalb des GEe 2, das dem Flurstück 97 / 5 entspricht, werden ausschließlich Fahrzeug- und Con-
tainerstellflächen angeordnet. Die Zufahrt erfolgt über das GEe 1. 
Im GEe 2, sollen im östlichen Bereich Abroll- und Absetzcontainer abgestellt werden. Diese können 
befüllt oder auch leer sein. Hier erfolgt aber keine Verladung von Bau- und Erdstoffe. Zu diesem 
Zweck werden die Container aufgenommen und in das GEe 3 zum Be- oder Entladen transportiert. 
Im westlichen Teil des Grundstücks wird ein Fahrzeugstellplatz für LKW, Hänger und Baumaschinen 
eingerichtet. Die zur Zeit hier befindlichen Überdachung wird abgerissen. Der Fahrzeugstellplatz muss 
so angeordnet werden, dass die ungehinderte Zufahrt zur Lagerhalle auf dem Flurstück 526 / 97, die 
der Mischgebietsfläche zugeordnet wurde, gesichert ist. 
 

GEe 3: Sortierung und Zwischenlager 

Innerhalb des GEe 3 werden die Bau- und Erdstoffe sortiert und getrennt bis zur Auslieferung zwi-
schengelagert. Zu diesem Zweck werden auf der Fläche Schüttgutboxen errichtet. Darüber hinaus 
bestimmen weitere Lagerflächen und Fahrzeugbewegungsflächen die Nutzung im GEe 3. Zur Sortie-
rung wird zeitweise eine Sortieranlage (-maschine) ausgeliehen und im GEe 3 innerhalb der im Plan-
teil A gekennzeichneten Fläche aufgestellt und betrieben. 
Auch diese Fläche wird über das GEe 1 erschlossen. 
 

GEe 4: Fahrzeugstellplatz 

Im GEe 4 wird in unmittelbarer Nachbarschaft zum GEe 3 ein Zwischenlagerplatz für Erd- und Bau-
stoffe eingerichtet. Die Erschließung erfolgt über die GEe 1 und 3. 
 

übergreifende Nutzungsregelungen für die GEe 1, 2, 3 und 4 

Die zulässigen Nutzungen in den eingeschränkten Gewerbegebietsflächen sind im Planteil A des Be-
bauungsplanes eingetragen. Im Planteil B werden als textliche Festsetzungen zur Art der zulässigen 
bzw. nicht zulässigen Nutzungen genauere Festlegungen wie folgt getroffen: 
 
Die gem. § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO aufgeführte allgemein zulässigen Nutzungen  
- Tankstellen 
- Anlagen für sportliche Zwecke 
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und die gem. § 8 Abs. 3 BauNVO aufgeführten ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 

die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse unterge-
ordnet sind  

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
- Vergnügungsstätten 
 
werden i.V.m. § 1 Abs. 5 bzw. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes, da 
sie nicht der städtebaulichen Zielstellung entsprechen. 
 

4.3 Maß der baulichen Nutzung  

Mit der Festlegung des Maßes der baulichen Nutzung soll innerhalb des Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans eine angemessene Einpassung und Abstufung der baulichen Anlagen erzielt werden. 
Auf Grundlage des § 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO werden Festsetzungen für die Grund-
flächenzahl und die Höhe baulicher Anlagen getroffen. 
 

4.3.1 Grundflächenzahl 
Gewerbegebiete 

Für alle eingeschränkten Gewerbegebietsflächen GEe werden gem. § 17 Abs. 1 BauNVO die Grund-
flächenzahlen mit 0,8 als Höchstmaß zugelassen. Dabei wird die Größe der überbaubaren Grundflä-
che für bauliche Anlagen weniger durch Gebäude in Anspruch genommen, es besteht vielmehr der 
Flächenbedarf für Verkehrs- und Bewegungsflächen sowie Stell- und Lagerflächen, die teilweise ver-
siegelt, teilweise unversiegelt, in jedem Fall aber genutzt und verdichtet sind. Der Nachweis der 
Grundflächenzahl für die eingeschränkten Gewerbegebiete ist insgesamt über die GEe 1, 2, 3 und 4 
zu führen. 

Mischgebiete 

Für das Mischgebiet wird die Grundflächenzahl 0,6 festgesetzt, die ebenfalls das Höchstmaß für diese 
Nutzungsart gem. § 17 Abs. 1 BauNVO ist. Das entspricht dem Bestand bzw. dem Bedarf innerhalb 
dieser Baufläche. 
 

4.3.2 Höhe baulicher Anlagen 
Die Festsetzung von Gebäudehöhen ist aufgrund der Nachbarschaft von Gewerbe, Wohnnutzungen 
und Kleingärten sowie der Sicherung eines harmonischen Stadtbildes und Wohnumfeldes geboten. 
Um eine angemessene und verträgliche Bebauung im Plangebiet hinsichtlich der Gebäudehöhen zu 
sichern, werden die Höhen einzelner baulicher Anlagen gem. § 9 Abs. 6 BauGB i.V.m. § 18 BauNVO 
über einer definierten Bezugshöhe festgesetzt. Als Bezugshöhe für die Höhenfestsetzungen wird die 
mittlere Geländehöhe 84,5 m über NHN gewählt.  
 
Da die Gebäude innerhalb des Mischgebiets auf den Flurstücken 526 / 97 (Lager) und 527 / 97 (Ga-
ragen- / Bürocontainer) sowie die Schüttgutboxen im GEe 3 eine schallabschirmende Wirkung sichern 
und so auch in der schalltechnischen Untersuchung als Schallhindernis berücksichtigt worden sind, 
wurden diesen Gebäuden und baulichen Anlagen im Planteil A Höhen als Mindest- und Höchstmaß 
zugeordnet.  
 
In Verbindung mit der festgesetzten Baulinie soll gesichert werden, dass diese Baukörper hier erhal-
ten bleiben bzw. an gleicher Stelle mit einer Mindesthöhe wieder errichtet werden. Die gleichzeitige 
Festsetzung eines Höchstmaßes sichert, dass keine neuen Beeinträchtigungen der Wohnnutzung 
durch andere Wirkungen (visuelle Beeinträchtigung, Beschattung etc.) entstehen. 
 

4.3.3 Baumasse 
Die Baumassenzahl gibt an, wie viel Baumasse [in m³] pro Quadratmeter Grundstücksfläche i.S.d. 
§ 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Im vorliegenden Bebauungsplan ist die Festsetzung von Baumas-
senzahlen gem. § 21 BauNVO nicht erforderlich, da die zulässige Bebauung im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan konkret festgesetzt ist. 
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4.3.4 Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 
eingeschränkte Gewerbegebiete 

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind die geplanten baulichen Anlagen und Nutzungen im 
Planteil A konkret ausgewiesen und mit Baugrenzen bzw. Baulinien versehen. Darüber hinaus werden 
bezüglich der Zulässigkeit von Garagen, Stellplätzen und Nebenanlagen i.S.d. §§ 12 und 14 BauNVO 
keine ergänzenden Festsetzungen getroffen.  
 
Garagen sind innerhalb der Baugrenzen bzw. Baulinien zu errichten, wogegen Stellplätze und Neben-
anlagen (z.B. Ver- und Entsorgungsanlagen) auch außerhalb der Baugrenzen bzw. Baulinien zulässig 
sind. Die Ausweisung des Fahrzeugstellplatzes innerhalb des GEe 2 dient der Präzisierung des ge-
planten Standortes für das länger andauernde Abstellen von LKW und Baumaschinen. Hier ist das in 
diesem Gebiet zulässige Aufstellen von Containern ausgeschlossen. 
Eine zeitweise zu betreibende Sortieranlage ist ausschließlich auf dem im Plan ausgewiesenen Stand-
ort aufzustellen. 

Mischgebiet 

Innerhalb der Mischgebietsflächen sind Stellplätze und Garagen i.S.d. § 12 BauNVO sowie Nebenan-
lagen i.S.d. § 14 BauNVO auch außerhalb der Baugrenzen bzw. Baulinien zulässig. 
 

4.4 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen 

Unterschiedliche Nutzungen oder ein unterschiedliches Maß der baulichen Nutzung innerhalb eines 
Baugebietes werden mit dem Planzeichen 15.14 gem. PlanzV voneinander abgegrenzt.  
 
Diese Abgrenzung wurde im vorliegenden Bebauungsplan zur Differenzierung zwischen den Gewer-
begebietsflächen GEe 1 bis 4 vorgenommen, die aneinander angrenzen und sich in ihrem Maß der 
baulichen Nutzung unterscheiden. 
 

4.5 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

4.5.1 Baulinien und Baugrenzen 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen oder Baulinien gem. § 23 BauNVO be-
stimmt. Sie sichern eine gezielte räumliche Struktur und gewähren zu den angrenzenden Nutzungen 
(Verkehrs-, Bau-, Grünflächen) einen genau definierten oder einen Mindestabstand. 
 
Innerhalb der Bauflächen im vorliegenden Bebauungsplan werden für einige Gebäude und bauliche 
Anlagen Baulinien festgesetzt, um ihre Größe und Lage an einer bestimmten Stelle zu definieren. Sie 
haben eine schallabschirmende Funktion zum Schutz der Wohnnutzung im Mischgebiet, die in Ver-
bindung mit der Festsetzung von Mindest- und Höchstmaßen für ihre Höhe gesichert werden soll. 
 
Für das Wohnhaus im Mischgebiet und den Carport im GEe 1 werden Baugrenzen festgesetzt. Die 
Festsetzung einer Baugrenze für das Wohnhaus entspricht dem Bestand des Hauptgebäudes. Dieser 
konkrete Standort ist als maßgeblicher Immissionsort in der schalltechnischen Untersuchung berück-
sichtigt worden.  
 
Die Lage für den zu errichtenden Carport im GEe 1 ergibt sich aus der Anordnung und dem Flächen-
bedarf der Zufahrtswege über das GEe 1 zu den GEe 2, 3 und 4 sowie zum Mischgebiet. 
 
Die Hauptgebäude sind innerhalb der Baugrenzen bzw. Baulinien zu errichten. Aussagen zur Anord-
nung von Stellplätzen, Garagen sowie untergeordneten Nebenanlagen (z.B. Ver- und Entsorgungsan-
lagen) sind im Kap. 4.3.4 enthalten. 
 

4.5.2 Bauweise 
Festsetzungen zur Bauweise werden nicht getroffen. 
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5 Erschließung 

5.1 Verkehrserschließung 

5.1.1 Äußere Verkehrserschließung 
Die äußere verkehrliche Erschließung erfolgt derzeit und auch zukünftig von der Halberstädter Chaus-
see aus. Der Geltungsbereich ist damit an das ausgebaute städtische und übergeordnete Straßennetz 
angebunden.  
 
Bei den Flurstücken 105 und 94/2 handelt es sich um öffentliche Wegflurstücke in der Baulast des 
Tiefbauamts der Landeshauptstadt Magdeburg. Diese werden im vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan als Verkehrsfläche dargestellt.  
 
Die Verkehrsfläche ist derzeit in der Örtlichkeit nicht vorhanden. Das Plangebiet und wenige 
Grundstücke nördlich des Geltungsbereiches sind derzeit über einen vorhandenen Weg, der über das 
Flurstück 93 / 1 führt, zu erreichen. 
 
Die auf dem Flurstück 94 / 2 wieder herzustellende öffentliche Verkehrsfläche dient der Sicherung der 
Erschließung der mit diesem Bebauungsplan ausgewiesenen Bauflächen. Der Teilausbau zur Er-
schließung des Geltungsbereichs wird im Durchführungsvertrag geregelt. In diesem Zusammenhang 
werden auch ggf. notwendige Eintragungen von Grunddienstbarkeiten geklärt. 
 

5.1.2 Innere Verkehrserschließung 
Die innere Erschließung auf den Baugrundstücken ist vollständig nicht über öffentliche, sondern über 
private Verkehrsanlagen gesichert. Diesbezüglich sind weitere Darstellungen nicht vorgesehen. Priva-
te Zufahrten sind mindestens in 4 m Breite auszubilden, um die Zufahrt für Feuerwehr und Rettungs-
fahrzeuge zu sichern (siehe auch Kap. 5.3.1). 
 
Die bereits mit einer entsprechenden Nutzung belegte Mischgebietsfläche ist nicht an ein öffentliches 
Wegeflurstück angeschlossen. Die Erschließung erfolgt jetzt und auch zukünftig über das Grundstück 
527/97, das sich im Eigentum des Vorhabenträgers befindet.  
Die Andienung der Mischgebietsfläche, insbesondere des Wohnhauses, wird im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan folglich als Geh-, Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt (siehe auch Kap. 5.3). 
 
Die Erschließung ist über die privatrechtliche Regelung von Dienstbarkeiten / Wegerechten im Grund-
buch zu sichern. 
 

5.1.3 Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung 
Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung werden nicht ausgewiesen.  
 

5.1.4 Ruhender Verkehr 
Das Parken findet ausschließlich auf den privaten Baugrundstücken statt. Flächen für den ruhenden 
Verkehr werden innerhalb der Baugebiete nicht gesondert ausgewiesen.  
 
Im GEe 2 wird eine Teilfläche als Fahrzeugstellplatz gekennzeichnet, der dem längeren Abstellen von 
LKW, Hängern und Baumaschinen dient. 
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5.2 Medientechnische Ver- und Entsorgung 

Nachfolgende Ausführungen beziehen sich auf den Nachweis der gesicherten Erschließung hinsicht-
lich der Ver- und Entsorgung für die in der Bauleitplanung ausgewiesenen Nutzungen. Das auszuwei-
sende Gebiet mit den bestehenden Nutzungen derzeit ver- und entsorgungstechnisch weitestgehend 
erschlossen. Die bestehende und die geplante medientechnische Ver- bzw. Entsorgung ist im Er-
schließungsplan, der Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist, dargestellt. 
 
Ver- und Entsorgungstrassen sind, soweit möglich, innerhalb von Verkehrsflächen anzuordnen. Die 
Erschließung der rückwärtigen Grundstücke ist im vorliegenden Fall nur über das private Grundstück 
527 / 97 möglich. Hier werden Trassen für Versorgungsanlagen durch die Ausweisung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten gesichert (siehe nachfolgende Ausführungen).  
 
Innerhalb der Bauflächen sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen, die dem Nutzungs-
zweck des Baugebietes selbst dienen und seiner Eigenart nicht widersprechen (z.B. Ver- und Entsor-
gungsanlagen), ebenfalls uneingeschränkt zulässig. Gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO können die der Ver- 
bzw. Entsorgung der Baugebiete dienenden Nebenanlagen in den Baugebieten als Ausnahme zuge-
lassen werden, auch wenn für sie im Bebauungsplan keine besonderen Flächen festgesetzt sind. 
 
Die Einhaltung der Mindestabstände zwischen baulichen Anlagen und Ver- und Entsorgungsanlagen, 
technischer Vorschriften und der Vorgaben im Falle von Bau- bzw. Pflanzmaßnahmen hinsichtlich des 
Anlagenschutzes sowie die Beantragung zusätzlicher Versorgung sind mit dem jeweiligen Versorger 
im Zuge nachfolgender Planungen oder Verfahren für die Einzelvorhaben konkret abzustimmen. 
 

5.2.1 Wasserversorgung 
Trinkwasser 

Die Trinkwasserversorgung des Wohngrundstücks auf dem Flurstück 525 / 97 erfolgt über eine vor-
handene Leitung OD 32 PE, die an die Trinkwasserleitung in der Halberstädter Chaussee anbindet. 
Die Leitung verläuft über das Flurstück 10362, die genaue Lage ist nicht bekannt. 
 
Die ausgewiesenen Gewerbegebietsflächen verfügen derzeit nicht über einen Trinkwasseranschluss. 
Im Zuge der Neuordnung der Nutzungen im Geltungsbereich soll die Trinkwasserleitung neu verlegt 
und auch die Bürocontainer für den Gewerbebetrieb angeschossen werden. Der geplante Verlauf ist 
im Erschließungsplan ersichtlich. Die Trinkwasserleitung ist über das öffentliche Flurstück 94 / 2 auf 
das private Flurstück 527 / 97 zu führen. Über dieses Flurstück wird dann auch das Wohngrundstück 
erschlossen. Die derzeit vorhandene Leitung wird dann außer Betrieb genommen. Der Anschussneh-
mer hat dazu einen Antrag auf „Veränderung eines Hausanschlusses“ zu stellen. 
Im Bebauungsplan wird, in gleicher Lage wie die Sicherung der Zufahrt, für die Verlegung der Trink-
wasserleitung auf dem privaten Flurstück 527 / 97 ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des 
Versorgers festgesetzt. 
 
Das öffentliche Trinkwassernetz ist erweiterbar, sodass der aus den geplanten Nutzungen resultieren-
de Trinkwasserbedarf abgesichert ist.  
 
Hinsichtlich der Qualität der Trinkwasserversorgung ist auf die Einhaltung der Vorschriften des DVGW 
- Arbeitsblattes W 400 „Schutz des Trinkwassers in Wasserrohrnetzen vor Verunreinigungen“ zu ach-
ten. Neu verlegte Trinkwasserleitungen bedürfen der Freigabe durch das Gesundheitsamt. 
 

5.2.2 Abwasserentsorgung 
Niederschlagswasser 

Das auf den Flächen des Bebauungsplans anfallende Niederschlagswasser versickert jetzt und auch 
zukünftig auf den Grundstücken. Anbindungen an das öffentliche Abwassernetz bestehen nicht. Eine 
Abführung und Einleitung des Regenwassers in eine Kanalisation ist weder möglich noch vorgesehen. 
Das auf der öffentlichen Verkehrsfläche anfallende Niederschlagswasser wird über eine Versicke-
rungsmulde abgeführt. 
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Schmutzwasser 

Abwasserbeseitigungspflichtig sind gem. § 151 WG LSA die Gemeinden, hier die Landeshauptstadt 
Magdeburg. Sie kann sich nach § 151 WG LSA, Abs. 9 zur Erfüllung ihrer Abwasserbeseitigungs-
pflicht eines Dritten, hier die SWM, bedienen. 
 
Häusliche Schmutzwässer (Sanitärabwässer) sind in der Regel ins Schmutzwassersystem einzuleiten. 
Gewerbliche Schmutzwässer sind in Schmutzwasservorbehandlungsanlagen auf den Baugrundstü-
cken so aufzubereiten, dass sie den Vorgaben der Indirekteinleiterverordnung entsprechen und die 
Grenzwerte der Abwasserentsorgungssatzung eingehalten werden. 
 
Die Grundstücke im Geltungsbereich sind nicht an die zentrale Abwasserentsorgung angeschlossen. 
Auch in der Halberstädter Chaussee sind in diesem Abschnitt keine Abwasserkanäle vorhanden. Die 
Entsorgung der bestehenden Nutzungen erfolgt derzeit und auch zukünftig dezentral. 
 
Die häuslichen Abwässer des Wohngrundstücks 525 / 97 werden über eine Sammelgrube entsorgt.  
Auf den übrigen Flächen des Mischgebietes und auf den Gewerbegebietsflächen fallen keine gewerb-
lichen Schmutzwässer an. Entstehende Sanitärabwässer werden ebenfalls dezentral entsorgt. 
 

5.2.3 Elektroenergie 
Der Geltungsbereich ist direkt an die in der Halberstädter Chaussee verlaufenden Elektroenergiever-
sorgungsleitungen angeschlossen. Die 1-kV-Versorgungskabel queren die Flurstück 93 / 1 und 94 / 2 
in einem Schutzrohr.  
Die Erschließung der gewerblichen und Wohnnutzungen erfolgt über das private Grundstück 527 / 97. 
Für die Sicherung der Elektroenergieversorgung der Wohnnutzung auf dem Flurstück 525 / 97 wird im 
Bebauungsplan ein entsprechendes Geh-, Fahr- und Leitungsrecht eingetragen. 
 
Weitere 10-kV-Kabel der überörtlichen öffentlichen Elektroversorgung verlaufen innerhalb der Wege-
flurstücke 105 und 94 / 2, die im Bebauungsplan als Verkehrsfläche dargestellt sind, und im Bereich 
der südlichen Geltungsbereichsgrenze über das private Flurstück 10362. Die Eintragung eines Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechtes ist im Bereich von Verkehrsflächen nicht erforderlich; innerhalb des Flur-
stücks 10362 ist die Leitung dinglich gesichert und das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des 
Versorgers wird im Bebauungsplan festgesetzt. 
Im Zuge des Ausbaus der öffentlichen Verkehrsfläche ist bzgl. des genannten 10-kV-Kabels eine Ab-
stimmung mit den SWM erforderlich. 
 

5.2.4 Gasversorgung 
Der Geltungsbereich ist derzeit nicht an die Gasversorgung erschlossen. 
Ein entsprechender Bedarf ist derzeit nicht erkennbar. 
 

5.2.5 Telekommunikation 
Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH, die einzig 
der Anbindung der bestehenden Nutzungen im Gebiet dienen. Eine Umverlegung wird derzeit nicht 
als erforderlich angesehen. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird ein entsprechendes Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht ausgewiesen. 
 

5.2.6 Abfallentsorgung 
Hinsichtlich der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung wird auf die geltende Satzung über die öffentli-
che Abfallentsorgung in der Stadt hingewiesen. Gemäß genannter Abfallsatzung besteht auch für 
Gewerbetreibende, Freiberufliche und Betreiber sonstiger Betriebsstätten Anschlusspflicht an die öf-
fentliche Abfallentsorgung des Landkreises für hausmüllähnliche Abfälle. 
 
Die Entsorgung von Hausmüll erfolgt gemäß den bestehenden Entsorgungsaufträgen. Der Ausbauzu-
stand der Erschließungsstraßen muss die Befahrung mit Müllfahrzeugen ermöglichen. Die dargestellte 
Verkehrsfläche ist öffentlich. 
Stellflächen für Wertstoffentsorgung sind im Geltungsbereich nicht vorgesehen. Hier sind vorhandene 
Container im nahen Umfeld zu nutzen. 
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5.3 Brandschutz 

5.3.1 Zufahrten und Bewegungsflächen für Lösch- und Rettungsfahrzeuge 
Zur Absicherung der Rettungs- und Löscharbeiten müssen auf den Baugrundstücken die erforderli-
chen Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für den Einsatz der Lösch- und 
Rettungsgeräte, ggf. unter Einbeziehung öffentlicher Flächen, vorhanden sein. Zufahrten dürfen nicht 
gleichzeitig Bewegungsflächen sein. Private Zufahrten sind mindestens in 4 m Breite auszubilden, um 
die Zufahrt für Feuerwehr und Rettungsfahrzeuge zu sichern 
 
Die Vorschriften des § 5 BauO LSA und der DIN 1055 Teil 3 Abs. 6.3.1 für das 12 t Normfahrzeug 
sind zu berücksichtigen. Gleichfalls wird auf die Vorgaben der DIN 14090 hingewiesen. 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind die Zufahrten für Lösch- und Rettungsfahrzeuge als Ver-
kehrsflächen bzw. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte dargestellt. 
 
Der erforderliche Nachweis erfolgt jeweils im Rahmen des Bauantragsverfahrens. 
 

5.3.2 Löschwasserversorgung 
Der Löschwasserbedarf wurde anhand DVGW-Arbeitsblattes W 405 „Wasserversorgung Rohrnetz / 
Löschwasser – Bereitstellung durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“ ermittelt. Zwar wird für das 
Mischgebiet eine Grundflächenzahl von 0,6 und die eingeschränkten Gewerbegebietsflächen eine 
Grundflächenzahl von 0,8 festgesetzt, die Zulässigkeit der baulichen Anlagen ist aber in einem vorha-
benbezogenen Bebauungsplan hinreichend genau geregelt. In den eingeschränkten Gewerbegebiets-
flächen sind nur wenige Gebäude zulässig. Die Inanspruchnahme der überbaubaren Grundstücksflä-
che erfolgt überwiegend durch Verkehrs- und Bewegungsflächen sowie Stellflächen für Fahrzeuge 
und Maschinen und Lagerflächen für Baustoffe. Die Brandausbreitungsgefahr wird daher als gering 
eingeschätzt.  
 
Daher kann für das Gebiet mit einer Gesamtfläche von ca. 0,7 ha von einem Löschwasserbedarf von 
48 m³/h für 2 Stunden ausgegangen werden. Es wird davon ausgegangen, dass dieser Bedarf aus 
dem öffentlichen Trinkwassernetz bereitgestellt werden kann. Das ist durch eine Messung am Unter-
flurhydranten zu bestätigen, die vom Vorhabenträger bei den SWM als zuständigen Versorger zu be-
antragen ist. Es wird ein Systembetriebsdruck von 3,7 bar und die Versorgungsdruckhöhe von 122 m 
HN angegeben.3 
 
Darüber hinaus ggf. erforderliche Löschwassermengen sind durch entsprechend dimensionierte 
Löschwasserspeicher (Zisternen oder Feuerlöschteiche nach DIN 14210 mit Saugschacht und 
Löschwassersauganschluss nach DIN 14244) auf den Baugrundstücken sicherzustellen. 
 
Vorhandene Anschlusspunkte für die Löschwasserversorgung (Hydranten) befinden sich in der an-
grenzenden Halberstädter Chaussee. Somit kann die vorgeschriebene maximale Entfernung der 
Löschwasserversorgung zum Brandherd von 300 m lt. DVGW–W 405 eingehalten werden. 
 
Der Nachweis ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu erbringen. 
 

5.4 Geh- / Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) 

Ver- und Entsorgungstrassen sind, soweit möglich, innerhalb von Verkehrsflächen anzuordnen. Die 
Erschließung der rückwärtigen Grundstücke, insbesondere des Wohngrundstücks 525 / 97, ist im vor-
liegenden Fall nur über das private Grundstück 527 / 97 möglich. Hier werden Trassen für Versor-
gungsanlagen durch die Ausweisung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 
BauGB gesichert. 
 
 

                                                      
3 Stellungnahme SWM vom 09.11.2012. 
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6 Grün- und Freiflächen 

6.1 Grünflächen 

Südlich und nördlich an das Mischgebiet angrenzend werden private Grünflächen ausgewiesen.  
 
Die Grünfläche A südlich des Mischgebietes mit 8 m Breite dient als Abstands- und Pufferfläche zwi-
schen den unterschiedlichen Nutzungen. Gleichzeitig wird auf einem Teil der Grünfläche eine Fläche 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a und 
Abs. 6 BauGB festgesetzt (siehe Kap. 7.3). 
 
Die Grünfläche B nördlich des Mischgebietes mit 3 m Breite dient ebenfalls der Abschirmung zwi-
schen den Nutzungen im Mischgebiet und dem eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 2. Hier soll als 
Sichtschutz eine Hecke aus immergrünen Gehölzen (Taxus spec.) angepflanzt werden, die ganzjährig 
abschirmend wirkt (siehe Kap. 7.3). 
 

6.2 Gewässer 

Sowohl im Geltungsbereich als auch im nahen Umfeld befinden sich keine Oberflächengewässer. 
 

6.3 Wald 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 353-3.1 sind weder Flächen betroffen, die dem 
Waldgesetz des Landes Sachsen – Anhalt unterliegen, noch ist die Ausweisung von Flächen für Wald 
gemäß § 9 (1) Nr. 18b BauGB vorgesehen. 
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7 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Natur und Landschaft 

7.1 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft i.S.d. § 9 Abs.1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB sollen die Verträglichkeit der Baugebietsauswei-
sungen mit dem naturnahen Umfeld sichern.  
Einschlägige Festsetzungen sind im vorliegenden Planwerk nicht vorgesehen. 
 

7.2 Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Zur Sicherung der Erhaltung vorhandener zu erhaltender Gehölze können Flächen mit Bindungen für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. 
§ 9 (1) Nr. 25 b und (6) BauGB festgesetzt werden. 
Im vorliegenden Bebauungsplan werden Erhaltungsfestsetzungen nicht vorgenommen. 
 

7.3 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden nördlich des GEe 4 und nördlich des Mischgebie-
tes jeweils 3 m breite Flächen zu Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a und Abs. 6 BauGB festgesetzt. 
 
In der Grünfläche A soll im Abstand von 5 m zum vorhandenen Wohnhaus eine begrünte Sicht-
schutzwand aus bepflanzbaren Verbundsteinen mit einer maximalen Höhe von 2,5 m errichtet wer-
den. Die Wand soll eine ganzjährig wirksame visuelle Abschirmung zwischen den gewerblichen Nut-
zungen im GEe 4 und der Wohnnutzung im Mischgebiet sichern. Mit dem Abstand von 5 m vom 
Mischgebiet und der auf 2,5 m begrenzten Höhe der begrünten wird eine Beschattung des Wohnge-
bäudes vermieden. 
Diese Fläche wird in den Planteil A des Bebauungsplanes übernommen und festgesetzt.  
Im Teil B wird folgende Textfestsetzung formuliert: 
 
• Auf der privaten Grünfläche ist eine begrünte Sichtschutzwand aus bepflanzbaren Verbundsteinen 

mit einer maximalen Höhe von 2,5 m über der Bezugshöhe zu errichten. Für die Bepflanzung sind 
folgende Arten zu verwenden: Gemeiner Efeu (Hedera helix), Wilder Wein (Parthenocissus tri-
cuspidata ‚Veichtii’), Kriechspindel (Euonymus fortunei ‚Emerald’n Gold’), Großblättriges Immer-
grün (Vinca major). 

 
Ebenfalls als visuelle Abschirmung ist nördlich des Mischgebietes eine 3 m breite Grünfläche B aus-
gewiesen, auf der eine immergrüne Sichtschutzhecke zu pflanzen ist. So soll auch im Winter der 
Sichtschutz zwischen den baulichen Nutzflächen gewährleistet werden. 
 
• Auf der privaten Grünfläche B ist eine Hecke aus immergrünen Gehölzen (Eibe - Taxus spec.) als 

Sichtschutz zu pflanzen. 
 
Die o.g. Festsetzungen erfüllen nicht nur die Funktion der Abgrenzung und Abschirmung zwischen un-
terschiedlichen baulichen Nutzungen, sie erfüllen gleichzeitig auch eine Lebensraumfunktion für Tiere 
der Siedlungen und siedlungsnahen Räume. Die Bepflanzung der Sichtschutzwand erfüllt Nahrungs- 
und Versteckfunktion für Kleintiere (insbes. Vögel, Insekten), die Sichtschutzhecke nördlich des 
Mischgebietes kann von Gebüschbrütern als Brut- und Rückzugslebensraum genutzt werden. 
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8 Berücksichtigung der Umweltverträglichkeit sowie natur- 
und landschaftsschutzrechtlicher Belange 

8.1 Umweltprüfung 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 353-3.1 „Halberstädter Chaussee 5“ soll im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt werden. Für Be-
bauungspläne der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB kann das beschleunigte Verfahren ange-
wendet werden. 
 
Die zulässige Grundfläche gem. § 19 Abs. 2 BauNVO beträgt mit ca. 0,7 ha weniger als 2 ha. Insofern 
ist für den vorliegenden Bebauungsplan der § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB zutreffend.  
 
Im vereinfachten Verfahren wird nach § 13 Abs. 3 BauGB von der Umweltprüfung, dem Umweltbe-
richt, der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfas-
senden Erklärung und der Anwendung der Vorschriften zur Überwachung nach § 4c abgesehen. 
 

8.2 Eingriffsregelung 

Im beschleunigten Verfahren gelten nach § 13 a Abs. 2 Nr.4 für Bebauungspläne nach § 13 a Abs. 1 
Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als i.S.d. § 1a 
Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Das trifft auf den vorgelegten 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 353-3.1 „Halberstädter Chaussee 5“ zu. Die Eingriffsrege-
lung ist folglich nicht anzuwenden. 
 

8.3 Baumschutzsatzung 

Unabhängig davon gilt jedoch die Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Magdeburg4. Für Gehöl-
ze, die der Baumschutzsatzung unterliegen und zum Vollzug des Bebauungsplanes beseitigt werden 
müssen, ist ein entsprechender Fällantrag zu stellen. Die Gehölzverluste sind entsprechend aus-
zugleichen bzw. zu ersetzen. 
 
Im Geltungsbereich befindet sich eine Kastanie, die infolge der Neuordnung des Betriebsgeländes 
nicht erhalten werden kann. Die Zufahrt für den Gewerbebetrieb und die Anwohner ist aufgrund der 
Grundstücks- und Eigentumsverhältnisse zwingend über das Flurstück 94 / 2 und das GEe 1 (Flur-
stück 527 / 97) zu führen. Der Flächenbedarf der erforderlichen Schleppkurven für die einzusetzenden 
LKW führt dazu, dass der vorhandene Baum gefällt werden muss. 
 
Die Kastanie (Aesculus hippocastanum) hat einen Stammumfang von ca. 150 cm. Sie unterliegt der 
Baumschutzsatzung. Ihr Verlust ist entsprechend auszugleichen. Für einen zu fällenden Baum ist je 
angefangene 50 cm Stammumfang ein neuer Baum in der Pflanzqualität 16 - 18 cm Stammumfang 
neu zu pflanzen. Daraus resultieren rechnerisch 3 Neupflanzungen. Bei Einschränkungen hinsichtlich 
der Vitalität können Abzüge von der berechneten Anzahl der Ersatzpflanzungen gemacht werden. 
Nach der Vitalitätsbewertung nach HÖSTER wird die Vitalität für die Kastanie mit 3 (stärker geschä-
digt, tote Zweige / Äste, Stammwunden), d.h. die Anzahl der berechneten Ersatzpflanzungen wird auf 
2 reduziert.  
 
Damit sind 2 heimische Laubbäume als Hochstamm mit 16 - 18 cm Stammumfang als Ersatz für den 
Verlust der Kastanie zu pflanzen.  
 
Für die Fällung des Baumes ist auf der Grundlage der Baumschutzsatzung der Stadt Magdeburg ein 
Fällantrag zu stellen. Die Ersatzpflanzstandorte sind im Rahmen des Fällantrages festzulegen. 
 

                                                      
4 Satzung zum Schutze des Baumbestandes als geschützter Landschaftsbestandteil in der Landeshauptstadt Magdeburg. 

Baumschutzsatzung. Landeshauptstadt Magdeburg 2009. 
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8.4 Artenschutz 

In den §§ 37 ff BNatSchG sind in Umsetzung der EU-Richtlinien Regelungen zum allgemeinen und  
besonderen Artenschutz getroffen worden. Die artenschutzrechtlichen Regelungen des § 37, der 
§§ 39 - 41, des § 44 und § 45 BNatSchG sowie auch die Befreiungsvorschrift des § 67 BNatSchG 
stellen in den Bundesländern unmittelbar anzuwendendes Recht dar. 
 
Im Sinne des allgemeinen Artenschutzes regelt insbesondere der § 39 Abs. 5 BNatSchG u.a. die zu-
lässigen Zeiträume zur Beseitigung von Gehölzen (nicht in der Zeit vom 01. März bis 30. September). 
 
Die gemäß § 44 Abs. 1, Nr. 1 - 4 BNatSchG bestehenden Verbote zum Schutz der besonders ge-
schützten Arten nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG und der streng geschützten Arten gemäß § 7 Abs. 
2 Nr. 14 BNatSchG, sind zu prüfen und zu berücksichtigen. Zulassungsvoraussetzung für ein Vorha-
ben ist die Prüfung, inwieweit das Vorhaben erhebliche negative Auswirkungen auf besonders ge-
schützte Arten durch Störung ihrer Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten und / oder durch Belästi-
gung, Verletzung bzw. Tötung, Zerstörung der Habitate bzw. Standorte ausüben kann. 
 
Daten und Angaben zum möglichen Vorkommen besonders und streng geschützter Arten im Gel-
tungsbereich liegen derzeit nicht vor. Aufgrund des Zustandes und Charakters des Plangebietes sind 
im Gebiet Kulturfolger und störungsunempfindliche Arten der Siedlungen und siedlungsnahen Räume 
zu erwarten. Drohende Verstöße gegen geltendes Artenschutzrecht sind derzeit nicht erkennbar. 
 
Artenschutzrechtliche Verbote beziehen sich vordergründig auf die Zulassungsebene und nicht auf die 
Bauleitplanung. Sofern allerdings drohende Verstöße gegen artenschutzrechtliche Verbote bereits auf 
der Ebenen der Bebauungsplanung erkennbar sind, sind diese abzuwenden bzw. die Ausnahme- oder 
Befreiungslage darzustellen. 
 
Mit dem vorgelegten Bebauungsplan werden bauleitplanerische Regelungen für Nutzungen getroffen, 
die bereits in vollem Umfang bestehen. Aufgrund dessen ist durch die Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes nicht mit der Betroffenheit artenschutzrechtlicher Belange zu rechnen. 
 
Es ist jedoch geplant, im Zuge der Herrichtung und Neuordnung der Betriebsflächen der Fa. Benecke 
Erdbau das vorhandene Gebäude auf dem Flurstück 526 / 97 zu sanieren und eine nicht mehr benö-
tigte Freiflächenüberdachung abzureißen. Außerdem kann die auf dem Flurstück 527 / 97 vorhandene 
Kastanie nicht erhalten werden. Hier ist jeweils eine Überprüfung der potenziellen Betroffenheit be-
sonders und streng geschützter Arten geboten. 
 
Insofern sind die Vorgaben zum Artenschutzrecht auf der Vorhabensebene im Rahmen der Bauan-
tragstellung unmittelbar zu berücksichtigen. Das heißt, dass im Rahmen der Baufeldfreimachung für 
den Rückbauten von Gebäuden und Gehölzrodungen die betroffenen Flächen bzw. Gebäude auf das 
Vorkommen von besonders und streng geschützten Arten vor Genehmigung des Bauvorhabens bzw. 
vor Durchführung der Baumaßnahme bei genehmigungsfreien Vorhaben zu überprüfen sind. Dabei ist 
insbesondere auf gebäudebewohnende Tierarten (Vögel, Fledermäuse) und sonstige Arten zu achten.  
 
Die Vorgaben des § 44 Abs. 1, Nr. 1 - 4 BNatSchG sind uneingeschränkt zu berücksichtigen. Ggf. er-
forderliche Ausnahmen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG oder Befreiungen gem. § 67 BNatSchG sind bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde zu beantragen. 

8.5 Verträglichkeit Natura 2000 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht in Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung 
(FFH) oder in vorgeschlagenen Vogelschutzgebieten (SPA). Durch den Bebauungsplan sind auch 
keine Betroffenheiten einschlägiger Schutzgebiete im Umfeld zu erwarten. Daher bestehen keine Er-
fordernisse i.S. von Verträglichkeitsprüfungen NATURA 2000. 

8.6 Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart 

Es sind keine Flächen betroffen, die dem Waldgesetz des Landes Sachsen-Anhalt unterliegen. 
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9 Städtebauliche Situation und wesentliche Auswirkungen 
des Bebauungsplanes 

9.1 Städtebauliche Situation 

Der vorliegende Bebauungsplan wird für eine Fläche aufgestellt, auf der die geplanten Nutzungen be-
reits stattfinden. Der überwiegende Teil des Gebietes wird vom Betrieb eines Zwischenlager- und 
Containerplatzes für Bau- und Erdstoffe der Fa. Benecke Erdbau eingenommen. Auf dem Flurstück 
525 / 97 befindet sich ein Wohngrundstück, das nicht an die öffentliche Erschließung angebunden ist 
und nur über private Flächen bzw. das Betriebsgelände der Firma Benecke erreichbar ist. 
 
Umliegend befinden sich im Norden und westlich der Halberstädter Chaussee befinden sich ebenfalls 
Wohnnutzungen. Südlich des Geltungsbereiches liegen Kleingartenanlagen. 
 
Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist erforderlich, da die Nachbarschaft der 
bestehenden Nutzungen im Geltungsbereich mit unterschiedlichem Schutzanspruch und Störgrad, ei-
ner städtebaulichen Regelung bedarf. 
 

9.2 Immissionsschutz 

Mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes sind gem. § 1 Abs. 5 BauGB eine menschenwürdige 
Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse i.S.d. § 1 Abs. 6 BauGB zu gewährleisten. Der Bauleitplanung kommt 
daher auch die Aufgabe des vorbeugenden Immissionsschutzes und der Vorsorge zu. Das betrifft ins-
besondere die Belange des Schallschutzes. 
 
Durch den Betrieb von Gewerbeanlagen können Geräuschemissionen verursacht werden, die als Im-
missionen in der schutzbedürftigen Nachbarschaft Beeinträchtigungen hervorrufen können.  
 
Für die Bauleitplanung ist zur Bewertung und zum angemessenen Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen durch Geräusche die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ heranzuziehen. Im Bei-
blatt 1 der DIN 18005 sind in Abhängigkeit von der jeweiligen beabsichtigten Nutzung die schalltech-
nischen Orientierungswerte aufgeführt, die vor den Fassaden schutzwürdiger Bebauung einzuhalten 
sind. Diese entsprechen weitestgehend den Immissionsrichtwerten der TA Lärm, die in der Bauleitpla-
nung keine unmittelbare Anwendung finden.  
 
Die Orientierungswerte nach Beiblatt 1 der DIN 18005 werden als Maßstab bei der Beurteilung von 
Geräuschen in der Bauleitplanung herangezogen, sie stellen aber keine Grenzwerte dar. In lärmvor-
belasteten Gebieten, insbesondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden Verkehrsanlagen und in 
Gemengelagen, können die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 nicht immer ein-
gehalten werden. Sie stellen anzustrebende Zielwerte dar, die der sachgerechten Abwägung in der 
Bauleitplanung unterliegen. Im Rahmen der Abwägung kann von den Orientierungswerten abgewi-
chen werden, wenn andere Belange überwiegen. 
 
Für die vorliegende Planung sind folgende schalltechnische Orientierungswerte im Geltungsbereich 
und für das angrenzende Umfeld relevant: 
 

Schalltechnische Orientierungswerte nach DIN 18 005 Baugebiet 

tags (6.00 – 22.00 Uhr) nachts (22.00 – 6.00 Uhr) 

Kleingartenanlagen 55 dB 55 dB 

Mischgebiete (MI) 60 dB 50 dB bzw. 45 dB* 

Gewerbegebiete (GE) 65 dB 55 dB bzw. 50 dB* 

* Der niedrigere Wert gilt für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie Geräusche von vergleichbaren öffentlichen Betrieben. 

 
Gemäß TA Lärm sind Kleingartenanlagen nicht als schutzwürdige Bebauung zu berücksichtigen. 
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Um zu prüfen, ob die schalltechnischen Orientierungswerte gem. DIN 18005, Beiblatt 1 an den 
schutzbedürftigen Nutzungen unter Berücksichtigung der gewerblichen Nutzung eingehalten werden, 
wurde eine schalltechnische Untersuchung5 durchgeführt. Detaillierte Aussagen zu den Berechnungs-
grundlagen und zur Methodik sind dieser Untersuchung zu entnehmen. 
 
Zielsetzung der schalltechnischen Untersuchung ist die Ermittlung der maximal möglichen Schall-
emission für die gewerbliche Nutzung, mit der auf der Ebene der Bauleitplanung sichergestellt werden 
kann, dass in der Gesamtbelastung die Immissionsrichtwerte der TA Lärm an den maßgeblichen Im-
missionsorten eingehalten werden können.  
 
Die für die schalltechnische Beurteilung relevanten Immissionsorte sind die nächstgelegenen schutz-
bedürftigen Nutzungen im Bebauungsplangebiet und dessen Umfeld. Das Schutzziel dieser Immissi-
onsorte richtet sich nach der Schutzwürdigkeit bzw. nach dem Schutzbedarf anhand der tatsächlichen 
Nutzung. Aufgrund der in der Örtlichkeit festgestellten Verhältnisse wurde für die durch den Gewerbe-
lärm betroffenen Nutzungen Mischgebiet (MI) festgesetzt. 
Als maßgebliche Immissionsorte wurden im Geltungsbereich das Wohnhaus auf dem Flurstück 525 / 
97 und außerhalb des Geltungsbereiches die Grundstücke Halberstäder Chaussee 7, 2f und 2d sowie 
die angrenzenden Kleingartenanlagen in die Untersuchung einbezogen. 
 
Zu berücksichtigende Gewerbelärmvorbelastungen außerhalb des Bebauungsplangebietes liegen 
nicht vor. 
 
In die schalltechnische Untersuchung wurden alle vom Betrieb des Zwischenlager- und Containerplat-
zes der Firma Benecke Erdbau ausgehenden Schallemissionen einbezogen, die von Fahrzeugbewe-
gungen, dem Auf- und Abladen von Baustoffen sowie von Containern hervorgerufen werden können. 
Auf den gewerblichen Bauflächen wird nur wochentags tagsüber gearbeitet, Nachtarbeit findet nicht 
statt. In den Berechnungen der schalltechnischen Untersuchung wurde daher auch nur der Beurtei-
lungszeitraum tags berücksichtigt. Bei den Ausgangswerten der schalltechnischen Berechnungen 
wurde von einen worst-case-Szenario (z.B. Fahr- und Maschinenbetriebszeiten, Anzahl der Fahrten) 
ausgegangen. 
 
Das geplante Gewerbegebiet wurde entsprechend den geplanten innerbetrieblichen Nutzungen in vier 
Teilflächen gegliedert, für die die möglichen immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungs-
pegel ermittelt wurden, die sowohl die geplante Nutzung ermöglichen und gleichzeitig den ausrei-
chenden Schutz der Nutzungen an den Immissionsorten gewährleisten. 
 

Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung und deren Berücksichtigung im Bebauungsplan 

• Durch den Betrieb auf den im Bebauungsplan festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebietsflä-
chen GEe 1 bis 4 kommt es nicht zu unzulässigen Überschreitungen der gem. TA Lärm zulässi-
gen Immissionsrichtwerte an den maßgeblichen Immissionsorten innerhalb und außerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. 

• Die Orientierungswerte gem. Beiblatt 1 der DIN 18005 werden an den schutzwürdigen Wohnbe-
bauungen innerhalb und außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes eingehalten. 

• Es kommt zu geringfügigen Überschreitungen im Randgebiet der südlich an den Geltungsbereich 
angrenzenden Kleingartenanlage, die jedoch nicht relevant sind, da Kleingartenanlagen nach der 
TA Lärm nicht schutzbedürftig sind. 

 

                                                      
5 Ingenieurbüro für Schallschutz GmbH Magdeburg: Schalltechnische Untersuchung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Nr. 353-3.1 „Halbestädter Chaussee“ der Stadt Magdeburg, 08.11.2011. 
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Im Bebauungsplan wurden zur Sicherung des Schallschutzes folgende Festsetzungen getroffen: 
 
• Die gewerblichen Bauflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden gemäß ihrer kon-

kreten innerbetrieblichen Nutzung in vier Teilflächen gegliedert. 
• Diese Teilflächen werden hinsichtlich der Emissionen als eingeschränkte Gewerbegebiete ausge-

wiesen, denen ein Emissionskontingent (tags) gemäß den Ergebnissen der schalltechnischen Un-
tersuchung zugewiesen wird. 

• Das Flurstück 525 / 97 mit dem vorhandenen Wohnhaus sowie das Flurstück 526 / 97 mit einem 
Lagergebäude sowie die westliche Teilfläche des Flurstücks 527 / 97, auf der die Bürocontainer 
aufgestellt werden, werden als Mischgebiet festgesetzt. Von dem Lagergebäude und den Büro-
containern gehen keine Schallemissionen aus. An den dem Wohnhaus zugewandten Fassaden 
werden Fenster und sonstige Gebäudeöffnungen ausgeschlossen. Diese Gebäude stellen Schall-
hindernisse dar und übernehmen eine schallabschirmende Funktion.  

• Die Sicherung von Schallausbreitungshindernissen (Gebäude und sonstige bauliche Anlagen, z.B. 
Mauern) wird durch Baulinien, Baugrenzen und die Festsetzung von Mindest- und Maximalhöhen 
gewährleistet. 

• Südlich und nördlich an das Mischgebiet angrenzend werden Grünflächen festgesetzt, die als Puf-
ferfläche den Abstand der gewerblichen Nutzung zum Grundstück 525 / 97 gewährleisten. Die 
Festsetzung von Sichtschutzmauern und von Bepflanzungen sichern zusätzlich die akustische 
und die visuelle Abschirmung.. 

• Es wird festgesetzt, dass die gewerblichen Nutzungen nur tags und nur an Wochentagen zulässig 
sind. 

 

9.3 Denkmalschutz 

Bau- und Kunstdenkmale 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Bau- oder Kunstdenkmale.  
 

Archäologische Denkmale 

Archäologische Denkmale sind im Geltungsbereich ebenfalls derzeit nicht bekannt.  
 
Unabhängig davon sind die Vorgaben des DenkmSchG LSA einzuhalten.  
 
Für Erdarbeiten besteht grundsätzlich bei unerwartet freigelegten archäologischen Funden oder Be-
funden eine gesetzliche Meldefrist bei der unteren Denkmalschutzbehörde der Landeshauptstadt 
Magdeburg oder dem Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt (LDA). 
 
Insbesondere ist im Rahmen der geplanten Umsetzung von Baumaßnahmen zu berücksichtigen: 
 
- Die bauausführenden Betriebe sind auf die Einhaltung der gesetzlichen Melde- und Erhaltungs-

pflicht unerwartet freigelegter archäologischer Funde oder Befunde hinzuweisen. 
- Werden bei Erdarbeiten Sachen oder Spuren von Sachen gefunden, bei denen Anlass zu der An-

nahme besteht, dass es sich um archäologische oder bauarchäologische Funde handelt, sind die-
se zu erhalten und der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. 

- Gem. § 9 Abs. 3 DenkmSchG LSA sind Funde oder Befunde mit dem Merkmal eines Kulturdenk-
mals bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen, eine wissenschaftliche 
Untersuchung durch das LDA  

- für alle im Zusammenhang mit dem Auffinden eines Kulturdenkmals notwendige Maßnahmen zur 
Sicherung, Erhaltung oder Dokumentation haben nach § 14 Abs. 9 DenkmSchG LSA die Eigentü-
mer oder Veranlasser aufzukommen. 

 
Auf dem Plan ist ein Hinweis auf die Einhaltung der Vorgaben des DenkmSchG LSA vermerkt. 
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9.4 Boden 

Mit Grund und Boden ist sparsam umzugehen (§ 1 Abs. 5 BauGB).  
 
Bei allen Planungen sind zur Sicherung des Schutzgutes Boden die Ziele und Grundsätze des Boden-
schutzes zu berücksichtigen. Gemäß § 1 BBodSchG sollen bei Einwirkungen auf den Boden Beein-
trächtigungen soweit wie möglich vermieden werden. Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat dafür 
Sorge zu tragen, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4 Abs. 1 
BBodSchG). 
 

9.5 Kampfmittel 

Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplanes zählt zum Bombenabwurfgebiet der Stadt Mag-
deburg. Es besteht die Notwendigkeit der Überprüfung auf Kampfmittel.  
 
Bei den Erdarbeiten sind die einschlägigen Bestimmungen beim Fund von Waffen, Waffenteilen, Mu-
nition und Sprengkörpern zu beachten. Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel oder andere Gegenstände 
militärischer Herkunft gefunden werden, ist dies unverzüglich dem Ordnungsamt der Landeshaupt-
stadt Magdeburg oder dem Kampfmittelbeseitigungsdienst anzuzeigen. Dies gilt auch im Zweifelsfall. 
Der Gefahrenbereich ist abzusperren. Die Arbeiten dürfen erst nach Beseitigung der Gefahr und Frei-
gabe durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst fortgesetzt werden. 
 
Der Hinweis wurde auf dem Bebauungsplan vermerkt. 
 

9.6 Altlasten 

Nach derzeitigem Kenntnisstand liegen zwar keine weiteren Anhaltspunkte für eine schädliche Bo-
denveränderung / Altlast i.S.d. § 9 Abs. 1 i.V.m. § 2 Abs. 3 bis 6 BBodSchG vor6, vorsorglich sind aber 
folgende Hinweise bei allen Erdarbeiten zu beachten: 
 
Sollten während der Bauarbeiten, bei Bodenuntersuchungen, chemischen Analysen u.a. Hinweise auf 
schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten (Auftreten von Fremdstoffen, Auffälligkeiten durch 
Farbe und / oder Geruch) festgestellt werden, ist das Umweltamt vor Beginn weiterer Maßnahmen un-
verzüglich und unaufgefordert zu informieren. Treten diese Hinweise während der vorgesehenen Erd-
arbeiten auf, sind diese sofort einzustellen und das Umweltamt ist ebenfalls zu informieren. 
 
Die abfall- und bodenrechtliche Zuständigkeit liegt bei der Unteren Bodenschutzbehörde des Umwelt-
amtes der Stadt Magdeburg. 
 
Im Rahmen der Bauarbeiten anfallende Abfälle (Bodenaushub, Schutt) sind ordnungsgemäß und 
schadlos zu verwerten bzw. zu beseitigen. 

                                                      
6 Stellungnahme der Unteren Bodenschutzbehörde der Landeshauptstadt Magdeburg vom 25.06.2012. 
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10 Finanzierung und Durchführung 

Die Planungshoheit für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 353-3.1 „Halberstädter Chaus-
see 5“ übt die Landeshauptstadt Magdeburg aus.  
 
Die Finanzierung und Durchführung der Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ob-
liegt dem Vorhabenträger Firma Benecke Erdbau, Am Fischertor 6 in 39116 Magdeburg. Dazu wurde 
ein Durchführungsvertrag gem. § 12 Abs. 1 BauGB geschlossen. 
 
Der Landeshauptstadt Magdeburg entstehen keine Kosten. 
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